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Letzte Nachrichten
Die vveuMche« Spavbttratttttsen

vor dem Sldschlud
CNB. Berlin , 9. Sept . (Priv . -Tel .) Das preußischeStaats -

rninifterium ist heute vormittag zu einer Kabinettssitzung zu -
^ammengetreten , in der die Beratungen , die mit der zu er¬
wartenden preußischen Notverordnung zusammenhängen , nach
Möglichkeit zum Abschluß gebracht werden sollen . Bekanntlich
shat das Kabinett fich hiermit bereits in den letzten Wochen
'mehrfach beschäftigt . Und es ist in einer ganzen Reihe Von
Fragen auch bereits zu Lösungen gekommen , die geeignet fein
dürften , der schwierigen Finanzlage des Landes und der Ge-
lmeinden Rechnung zu tragen . Immerhin wurde eine Reihe
von schwierigen Problemen zurückgestellt ; hierzu gehört z. B.
die Frage der Lehrerbesoldung. Es ist auch in den Referen¬
tenbesprechungen, die inzwischen stattgefunden haben, nicht ge¬
lungen , eine Übereinstimmung in all diesen Dingen herbei¬
zuführen . Deshalb wird das Staatsministerium heute hier¬
über entscheiden müssen . Wie wir von unterrichteter Seite
ierfahren , ist jedoch nicht damit zu rechnen, daß die Veröffent¬
lichung der großen preußischen Notverordnung bereits heute
erfolgt . Eher ist anzunehmen , daß Preußen zunächst die Rot-

>Verordnung der Reichsregierung abwartet und seine Spar -
laktion inzwischen bereits in den Punkten durchführt, in denen
qie ohne gesetzliche Grun dlage möglich ist.

Sntevrratrottalev
fite EksenbabttSüteVtaEeasett

WTB . Amsterdam, 9 . Sept . (Tel .) . In Scheveningen wurde

S
estern ein internationaler Kongreß für Eifenbahngütertarif-
cagen unter dem Vorsitz des Oberbetriebschef der Schweize¬

rischen Bundesbahnen , Matter , eröffnet . An dem Kongreß nah¬
men Vertreter Deutschlands, Dänemarks , Frankreichs , Bel¬
giens , Italiens , der Schweiz, Jugoslawiens , Ungarns , Palens ,
Österreichs , Hollands und der Tschechoslowakei teil . Die Ver¬
handlungen dienen hauptsächlich dem Zweck, Meinungsverschie¬
denheiten und Streitfragen , die sich bezüglich der Auslegung
jdes internationalen Reglements ergeben haben, zu klären und
jnach Möglichkeit aus dem Wege zu räumen .

oreKbEmrsvovdemVWkevbttttd
Eine deutsche Note

Als erster Redner bei Eröffnung der politischen Aussprache
>es Völkerbundes nahm der italienische Außenminister
tzrandi das Wort . Im Mittelpunkt seiner Ausführungen
tand die Abrüstungsfrage , die, wie er sagte, nach Ansicht der
talienischen Regierung der Kulminationspunkt sei, um den
ich alle anderen Probleme drehen. Grandi sprach sich sehr
»«stimmt dafür aus . daß die Abrüstungskonferenz am 2 . Fe-
,ruar 1932 ihre Arbeiten beginne, und regte in der Zwischen-
feit und bis zum Abschluß dieser Arbeiten eine Art Rüstungs -

Bon deutscher Seite liegt dem Völkerbund eine Rote des
steichsautzenministers 'Dt Curtius zur Abrüstung vor. Es
vird darin unterstrichen, wie gering die Rüstungen putsch -
ands im Vergleich zu denjenigen anderer Staaten sind, und
vie sie sogar erheblich hinter dem Zurückbleiben , was selbst der
Versailler Vertrag uns erlaubt . „ r .

Bon den übrigen Mächten haben bisher Amerika. Belgien.
Frankreich , England , Holland und neuerdings auch Italien
ruf die Anfrage des Generalsekretärs geantwortet . Mit Aus-

rahme von Frankreich haben alle diese Staaten ebenso wie
Deutschland ihren Rüstungsstand bekanntgegeben. Frankreich
iat noch keine sachlichen Mitteilungen gemacht , sondern sich
mf eine politische Polemik beschränkt , die darauf hinoms.

äuft , daß eigentlich nur Deutschland abzurusten habe. DaS
st natürlich ein Boden, auf dem die Reichsregierung unter
rar keinen Umständen treten kann. In diesem Zusammen -

mng ist schließlich noch von Interesse , daß die S »w»etunw »

>ie Mitteilungen über ihre Rüstungen bereits vor der Um-

trage des Generalsekretärs geliefert hat . aber unter der Be-

iingung, daß keine Veröffentlichung erfolge. Darauf hat
tzole« sich geweigert, seinen Militarismus bekanntzugeben.

*
Der französische Außenminister Briand stattete Dienstag

ibend dem deutschen Außenminister vr , CurtiuS am Sch der
»rutschen Delegation einen Besuch ab . Der Besuch stellt die

erste eingehende persönliche Fühlungnahme zwischen den ber-

»en Staatsmännern dar , nachdem Briand erst am Sonntag
rbend in Genf eingetroffen ist . D.e Unterredung burfte M
»uf die Fragen erstreckt haben» die im Rahmen der TageSord-

Außenminister teilte gestern mit, daß Mexiko die Einladung
zum Eintritt in den Völkerbund angenommen Prbe.

Ferner faßte der Völkerbund eine Sympathiekundgebung
für das von einer überschwemmungskatastrohe henngesuchte
khina . _

1

Me feanzdMrbe fteeff*
w * ÄlbeütttttrsSvede GeandiS

WTB . Paris , 9. Sept . (Tel .) Die gestrige Rede des Ualiem-

schen Außenministers Grandi in Genf , findet m der stEjpisi -

schen Presse große Beachtung. Einheitlich wird dre Ge .nein-

samkest der stalienischen These in der AbrüstungSfrwge mit
der angelsächsischen festgestellt , wie auch der Gegensatz zum
französischen Standpunkt . •

,
'

. . . . .
Der Havas -Berichterstatter in Gens kündigt bereits an . daß

Briand am Donnerstagnachmittag den Willen Frankreichs
im Hinblick auf die Organisierung des Friedens präzisiere«

Das vadttthe Lloigefetz
und die Sittamiage Vadeus

Rede des Finanzministers Dr . Mattes in der Landtagsfitzung vom 8. September
Finanzminister vr Mattes führte aus :
Das badische Notgesetz zum Ausgleich des Staatshaushalts

ist kurz vor dem Höhepunkt der deutschen Wirtschaftskrisis in
diesem Sommer erlassen worden. Das Notgesetz datiert vom
9. Juli , die Danatbank hat ihre Schalten am 18. Juli geschlos¬
sen . Schon dieser zeitliche Zusammenhang beweist ,

daß diese» Rotgesetz i» einer außerordentlichen Not¬
zeit erlassen worden ist.

Wenn das Notgesetz trotzdem die Öffentlichkeitgänzlich unvor¬
bereitet und überraschend traf , so war dies allein durch die
Tatsache verursacht, daß die Krisis sehr viel rascher heran¬
wuchs , als die Menschen sie erkannten und verstanden. Di«
Notverordnung des Reiches vom 5. Juni 1931 war erst wenige
Wochen vorher erschienen . Sie war von einem Aufruf der
Reichsregierung begleitet, in dem es hieß:

„Nach dem besten Willen der Reichsregierung soll diese
Notverordnung der letzte Schritt zu diesem Ziele sein."

Dieses Ziel war , den Reichsetat für das laufende Jahr ins
Gleichgewicht zu bringen , dagegen erwähnte der Aufruf der
Reichsregierung die Staatsvoranschläge der Länder nicht,
deren Ausgleich und Zukunft die Reichsregierung auch in der
3 . Notverordnung vom 5. Juni 1931 der Selbsthilfe der Län¬
der überließ . Die Öffentlichkeit hatte dies nicht beachtet, son¬
dern betrachtete diese Notverordnung für längere Zeit als
letzte einschneidende politische Maßnahme und beruhigte sich
dabei ; sie übersah, daß das Reich nur seine eigenen Finanzen
sanierte , und daß der im Juni sehr rasch fortschreitende Ka¬
pitalabzug durch das Ausland die Grundlagen der Wirtschaft
und damit alle finanzwirtschaftlichen Berechnungen neu nnd
in rasch fortschreitender Weise erschütterte. Erst im Juli d. I .
hat das deutsche Volk voll exkannt,

welch ungeheure Gefahre» sür de» Bestaub der Wirt¬
schaft und die Unabhängigkeit eines Volke» eine große

knrzfristige Auslandsverschuldung in fich schließt .
AijS diesem Kapitalabzug des Auslandes und der damit ver¬
bundenen erneuten Verschärfung der Wirtsthaftskrifis sind in
erster Linie die großen Gefahren für die Finanzwirtschaft des
badischen Landes herausgewachsen, die die Erlassung der Rot¬
gesetzes vom 9. Juli erzwangen. Diese Gefahren und die
allgemeine Verschlechterung der Wirtschaftslage im Jahre
1931 gegenüber dem Jahre 1930 äußerten sich zunächst und
am stärksten

bei den Reichsstenerüberweisungen.
Im Jahre 1930 erhielt das Land Baden an Reichssteuerüber¬
weisungen rund 108,5 Millionen Reichsmark. Am 22. Juni
d . I . teilte das Reichsfinanzministerium die im Jahre 1931
an Reichssteuern zu erwartenden Beträge mit. Danach sollte
das Land Baden im Jahre 1931 91,8 Millionen Reichsmark
oder gegenüber dem Vorjahre 16,7 Millionen Reichsmark we¬
niger erhalten . Nachdem schon daS Rechnungsjahr 1930 einen
Fehlbetrag von 6,5 Millionen Reichsmark ergeben hatte , be¬
deutete dieser weitere Rückgang der Reichsstenerüberweisungen
eine solch starke Erschütterung des badischen Staatshaushaltes »
daß Notmaßnahmen sofort notwendig wurden . Leider muß
schon heute festgestellt werden, daß die Mitteilungen des Reichs
vom 22 . Juni d. I . über die zu erwartenden Steuereingänge
viel zu optimistisch sind . Von den Reichssteuerüberweisungen
des Jahres 1930 in Höhe von 108,5 Millionen Reichsmark
brachten die Monate April bis einschließlich Juni 27 950 000
Reichsmark oder 25.8 Proz . des Jahresaufkommen ? . Nimmt
man an , daß im Jahre 1931 die ersten drei Monate der Rech¬
nungsjahres . also April bis Juni , denselben hundertteiligen
Anteil des zu erwartenden Jahresaufkommens bringen sollen,
dann hätten die Reichssteuerüberweisungen an Baden für dre
Monate April bis Juni rund 23,7 Millionen Reichsmark be-

tragen müsien; in Wirklichkeit haben wir
im ersten Vierteljahr de» lautende« Rechnunssjahrr »
nur 20,6 Millionen ober rund 3 >i Millionen Reichs¬

mark Weniger erhalten,
als wir nach den erwähnten Mitteilungen hätten erhalten
sollen. Bleiben die Reichssteuerüberweisungen im laufenden
Jahr wie im ersten Vierteljahr , dann haben wir nicht 91,8
Millionen Reichsmark , wie uns das Reich mitgeteilt hat , son-
dern nur 80 Millionen, also 11,8 Millionen Reichsmark we¬
niger zu erwarten . Der

Rückgang der Reichsstenerüberweisungen gegenüber
de« Jahre 1S30 würde dann etwa 28 Millionen

Reichsmark brtrage «,
von denen das Land etwa 20 Millionen und die Gemeinden
etwa 8 Millionen zu tragen hätten . Diese wenigen Zahlen
genügen, um zu zeigen , , daß die Länderfinanzen heute voll¬
kommen von dem Schicksal der Reichssteuern abhängig sind
und daß der starke Rückgang der Reichssteuerüberweisungmi
ganz überwiegend zu Lasten der Länderftmmzen geht, wah-
rend die Gemeindefinanzen davon viel weniger berührt d>er-
den . Zu dem Rückgang der Reichssteuern kam der der Lan¬
dessteuern und die Unrentabilität der Forstwirtschaft

durch de» Zusammenbruch der Holzpreise.
Diese Finanzlage zwang die Regierung, allen Möglichkeiten

zur Schaffung des Ausgleichs im Staatshaushalt nachzu¬
gehen. Dabei zeigte sich sofort, daß ein wesentlicher Teil der
in normalen Zetten gangbaren Wege teils aus rechtlichen ,
teils aus tatsächlichen Gründen versperrt ist.

Eine Erhöhung der großen LaudeSstruern ist nicht
mehr moalich.

für die Grund - und Gewerbesteuer hat dies di- N-ichsreak-/
rung verboten, die Gebäudesondersteuer kann aus tatsächliche«
Gründen nicht mehr erhöht werden; alle andern badischen
Steuern bringen nur so geringe Beträge , daß sie für tzie
Deckung eines so großen Defizits nicht in Frage kamen . Eine
Erhöhung der Fleischsteuer ist aus wirtschaftlichen und sozialen
Gründen nicht durchführbar . Ebenso wenig wie auf di«
Schaffung neuer Steuern konnte man im Juli auf die Auf¬
nahme neuer Kredite rechnen . Nach dem Privatnotenbank¬
gesetz darf die Badische Bank nur so viel Staatskredit geben ,
als sie Kapital und offene Reserven hat . Dieses Kreditvolumen
war bereits am 1 . Juli d. I . erschöpft, neue Kreditgeber stan¬
den Anfang Juli schlechthin nicht zur Verfügung. Darau »
ergab sich aber zwangsläufig , daß es das Ziel unserer Finanz¬
politik sein muß, einen vollkommenen Ausgleich zwischen Ein¬
nahmen und Ausgaben herbeizuführen. Das Eingehen von
neuen Schulden für laufende Bedürfniste mutzte im Juli auch
deshalb abgelehnt werden,

weil seit dem 31. März 1931 der Schuldenftand des
badischen Landes von 136,37 Millionen Reichsmark
auf 142,42 Millionen Reichsmark , also um rund 6 Mil¬

lionen Reichsmark gestiegen ist,
T

Ausgaben , die für die Gehaltszahlungen und für die Klinik» ,
bauten in Freiburg gemacht werden mußten . Es war ganz
klar , daß in der Zeit , in der das Deutsche Reich die größt«!
Kreditkrifis fett seinem Bestehen erlebte, in dem Plan einer
Sanierung unserer Staatsfinanzen Kreditaufnahmen al»
Mittel ausscheiden mußten . Auch ein anderer , der Regierung
wiederholt vorgeschlagener Weg, nämlich

der Verkauf von Vermögenswerten, war unmöglich .
Obwohl die Vermögenslage des badischen Staates absolut ge¬
sund ist und für die dem badischen Staat gegebenen Kredite
jede wünschenswert« Sicherheit besteht , mutz heute bei der
Sanierung der Staatsfinanzen auch der Verkauf von Ver¬
mögenswerten ausscheiden, denn ein solcher Verkauf würde
eine nicht zu verantwortende Verschleuderung von Staats -
vermögen bedeuten. Außerdem ist bei diesen Vorschlägen ,
Staatsvermögen zu verkaufen, vollkommen verkannt worden,^
daß ein großer Teil des Staatsvermögens teils aus rechtlichen,
teils aus sachlichen Gründen überhaupt nicht verkäuflich ist.

'
Der größte Bermögensbesitz des badischen Staates sind

seine Domänen nnd Wälder mit 228 Millionen
Reichsmark Wert .

Diese dürfen aber nach 8 35 der badischen Verfassung nur
mit Zustimmung des Landtags verkauft werden , ganz abge¬
sehen davon, daß ihr Verkauf aus staatspolittschen Gründen
gar nicht in Frage kommt . Die staatlichen Gebäude im Werte
von 112 Millionen Reichsmark und die staatlichen Anstalten
im Werte von 46 Millionen Reichsmark sind zum größten Teil
für die staatlichen Bedürfnisse notwendig und können deshalb
gar nicht entbehrt werden. Für den Verkauf kämen nur die
wirtschaftlichen Betelligungen und ausgeliehenen Darlehen
des Staates in Höhe von 166,5 Millionen Reichsmark in
Frage . Der größte Teil hiervon, nämlich 96 Millionen Reich»,
mark , sind Wohnungsbaudarlehen , die ein gewisses Risiko in
sich schließen , weil sie als letzte Hypothek gegeben sind. Ein
Käufer für diese Wohnungsbaudarlehen dürfte deshalb hente
überhaupt nicht zu finden sein .' Die 13 Millionen Reichsmark
Darlehen an wirtschaftliche Unternehmungen find zum grH -
ten Teil langftistig und können nicht gekündigt werden. So
find der einzige Bermögenswert . der tatsächlich verkauft wer¬
den Knnte , die im Besitz des badischen Staates befindliche »
Aktten.

Daß der Verkauf von Aktien sowohl im Juli wie
heute eine Verschleuderung von Staatsvermögen

wäre , braucht nicht Wetter bewiesen z» werden.
Wer heute einem Lande rät , durch Verkauf von Vermögens¬
werten die Sanierung seiner Maßnahmen durchzuführen, der
verrät damit nur eines, nämlich eine völlige Unkenntnis über
unsere Lage und die finanzwirtschaftlichen Aufgaben unserer
Zeit . Mit dem Perkauf von Vermögenswerten kann man
einen vorübergehenden einmaligen Fehlbetrag decken , dagegen!
niemals einen dauernden Mangel ausgleichen . Darüber kan« !
aber doch heute kein Zweifel mehr bestehen ,

daß der Rückgang unserer Einnahmen eine Dauer¬
erscheinung «ns viele Jahre hinan» sei« wird.

Das Finanzministerium ist nicht der Meinung, daß alle bis¬
herigen wirtschaftlichen Beteiligungen des Staates dauernd i»
Staatsbesitz bleiben müssen . Aber ein Verlaus kommt nur
dann in Frage , wenn er ohne Bermögensverlust durchgeführt
werden kann . Kommt ein solcher Verkauf einmal zustande,
dann ist der Erlös nicht zur Deckung laufender Bedürfnisse,
sondern nach den Grundsätzen gesunder Finanzwirtschast zur
Zahlung unserer kurzftistigen Schulden zu verwenden , da, wie
die Erfahrung der Gegenwart ja deutlich genug gezeigt hat,
kurzftistige Schulden eine dauernde Bedrohung der Ordnung
in der Staatswirtschast bedeuten. — Auch die wenige « sonsti¬
gen Vorschläge zur Vermeidung des Rotgesetzes find nicht
durchführbar . Die meisten Krittler des NotgesetzrS haben sich
um die Frage , wie man das Noigesetz hätte vermeiden können ,
überhaupt nicht gekümmert.

Auch die Stellungnahme deS badischen Städteverband»
und StädiebundeS in seiner Eingade an den Landtag

zu dieser Frage ist sehr schwach .
(Fortsetzung in der Beilage.)



* » fe # 00*»
de« badische« Regierung

Im Juni dieses Jahres wurde das badische Kabinett
auf der Basis einer neuen Koalition neu gebildet. Diese
Koalition umfaßt Zentrum . Sozialdemokratie und Deut¬
sche Volkspartei. Staatspräsident und zugleich Justiz -
minister wurde Or. Wittemann , Minister des Innern der
Sozialdemokrat Emil Maier , Kultus - und Unterrichts¬
minister Or, Schmitt , und Finanzminister Dr. Mattes
von der Deutschen Volkspartes. Die neue Regierung trat
bereits kurz, nachdem sie ihr Amt übernommen hatte,
mit einem tiefeingrrifenden Notgesetz, dem dann noch
zwei weitere folgten, vor die Öffentlichkeit .

Das Notgefetz vom 9. Juli erweckte bei den von den
Sparmaßnahmen Betroffenen, d . h. in erster Linie bei
den Beamten und den Gemeinden, mehr als lebhaften
Widersprach . Tie Regierung konnte demgegenüber mit
gutem Gewissen und allem Nachdruck darauf Hinweisen ,
daß sie Pflichtvergessen gehandelt hätte, wenn sie die
Tinge hätte laufen lassen. Die Beamtenschaft gewann
mjt der Zeit auch ihrerseits die Überzeugung, daß die
Sparmaßnahmen der Regierung , so hart sie auch sein
mochten, von einer drückenden Notlage diktiert waren.
Und die Städte und Gemeinden wurdest durch die letzte
Notverordnung des Reichspräsidenten „Zur Sicherung
der Haushalte" darüber belehrt, daß die Sparpolitik Ba¬
dens durchaus den Intentionen der Reichsregierung ent-
sprach. Reichskanzler Or. Brüning hat in seiner Stutt¬
garter Rede mit anerkennenden Worten unserem Lande
und feiner Regierung den ernsten und festen Willen be¬
scheinigt , aus eigener Kraft die Finanzen in Ordnung zu
lialten.

Noch eine andere Tatsache bewies diesen ernsten Wil¬
len , nämlich die Einsetzung einer Sparkommission zur
Ausarbeitung eines besonderen Spargutachtens . Die ba¬
dische Regierung und der Badische Landtag waren so ver¬
nünftig , nicht auf das Erscheinen eines Reichssparkom¬
missars zu warten . Sie gingen selbst an die Arbeit . Und
man darf , wie das auch in der Regierungserklärung ge¬
schieht, der Sparkommission bestätigen, daß sie eine sehr
fleißige und sehr dankenswerte Arbeit geleistet hat.
Selbstverständlich ist der Bericht dieser Kommission nur
ein Gutachten. Gerne werden Regierung und Landtag
so manche Anregung weiterversolgen. .Ja , die Regierung
hat es schon znm Teil getan. In anderen Punkten wie¬
der . wird man dem Rate des Spargutachtens nicht oder
zunächst nicht folgen können. Womit jedoch noch lange
nicht gesagt ist, baß nun dieserhalb weniger eingespart
werden wird.

Die badische Regierung geht allenthalben von der Er¬
kenntnis aus , daß man gax nicht sparsam genug verfahren
kann . Und so ruft denn auch das Kabinett jn der Regie¬
rungserklärung dem Landtag zu : „Möge die ernste und
notvolle Zeit einen der Situation gewachsenen Landtag
.finden , der über Kirchtnrmspolitik und Sonderwünsche
hinweg nur das Allgemeinwohl im Auge hat und überall
an Stellen und Personal , durch Einstufungen , Vor¬
rückungssperren und ferner an sachlichen Ausgaben rück¬
haltlos spart und kürzt."

Eine solche Politik wird um so notwendiger sein , als
bereits jetzt feststeht, daß das Notgesetz vom 9. Juli nicht
ausgerricht hat, um Einnahmen und Ausgaben in das
richtige Verhältnis zu bringen . Alle Wahrscheinlichkeit

kn ittairlsvirhe
Im Badischen Kunstverein in Karlsruhe wird zur Zeit eine

Ausstellung der Bilder und Graphiken des 1929 in Berlin
verstorbenen Malers Ernst Oppler gezeigt . Die Ausstellung
ist deshalb so besonders interessant , weil sie uns den typische»
Werdegang eines der talentierten Maler der letzten Jahr¬
zehnte vor Augen führt . Oppler begann mit der üblichen all -
meisterlichen Technik, mit der Anbetung der „braunen Gale¬
riesauce"

, von der man damals noch nicht wußte , daß sie nur
« ine Alterspatina der Bilder früherer Jahrhunderte war , von
der man vielmehr glaubte, daß sie wirklich so von den alten
Meistern verwandt worden sei. Schöpfungen aus dieser seiner
ersten Epoche stellen Ernst Oppler das Zeugnis eines begab¬
te« Zeichners aus , der über einen mondänen Schwung der
Linie verfügt . Der Maler landete dann bald bei dem für
seine Zeit charakteristischen Impressionismus . Und ihm cht er
auch — von einigen Experimenten abgesehen— treu geblieben.
Über den guten Durchschnitt des in Deutschland Gewohnten
ist er dabei niemals hinausgekommen. Besondere . Publikums¬
erfolge hatte er, weil er eine bestechende illustrative Begabung
besaß, und weil er es verstand, seinen Porträts einen An¬
strich von vornehmer Repräsentation zu verleihen. Sowie
er es versuchte , nur schildernder Realist zu sein (vor allem in
manigfachen Genreszenen) , erwies sich seine maltechnische
Begabung als zu engbrüstig, sie artete dann nur zu leicht in
ein chaotisches Durcheinander der Farben aus . Recht effekt¬
voll sind seine in kleinerem Format gehaltenen Tänzerinnen -
bilder. Die berühmte Pawlowa hat er in ihrer Rolle des ster¬benden Schwans mehrfach gemalt. Recht hübsch, recht illu¬
strativ ! Mehr aber auch nicht . Sein Bestes hat Oppler auf
dem Gebiet der Graphik geleistet . Und eine Fülle graphischerArbeiten von seiner Hand, die in der Ausstellung zu sehen
sind , bekundet das. Hier konnte sich sein zeichnerisches Talent
am unmittelbarsten entfalten .

In den anderen Räumen des Kunstvereins sind Bilder der
Karlsruher Malerin Marth » Kropp und einiger Bühler -
Schüler zu sehen . Fräulein Kropp ist eine charaktervolleKünst¬lerin , die heute noch genau dasselbe Antlitz zeigt, wie vor29 Jahren . Sie ist dem Reiz modischer Richtungen nicht er¬
legen . Und das ist immerhin ein Vorzug. Besonders gelungenscheint mir unter ihren Ölgemälden der „Waldweg" zu sein . _
Von den Schülern Professor Bühlers seien Hermann Ttrbertund Hans Schöpflin erwähnt . Sie beherrschen die Technikihres Handwerks mit einer bemerkenswerten Sicherheit, einer
Sicherheit, die nur durch eisernen Fleiß erworben werdenkann. Aber im Ausdruck hasten ihren Schöpfungen etwasStarres , etwas Lebloses an . — Schließlich möchten wir nochFritz Seiberlich, Karlsruhe , nennen , der mit recht nuten Holz¬
schnitten -und Radierungen vertreten ist. 8 . Amend.

spricht dafür , daß die Einnahmen de « Landes an Reichs¬
und Landessteuern um 8 bis 10 Millionen Reichsmark
hinter den rechnungsmäßigen Grundlagen des Rotgesrtzes
Zurückbleiben werden . Und lvas sonst an Ernpahmeaus -
sällen noch zu erwarten ist , wird ebenfalls nicht unbe¬
deutend sein . Mit einer finanziellen Hilfe durch das
Reich ist solange nicht zu rechnen , als das Land die Mög¬
lichkeit, sich selbst zu Helsen , nicht restlos erschöpft hat. Um
die Zahlungsfähigkeit des Landes aufrecht zu erhalten,
wird nichts anderes übrig bleiben , als durch noch wer-
terr , einschneidende Sparmaßnahmen in den Ausgaben
das Gleichgewicht im l̂ aatshaushalt für de« Rest des
Rechnungsjahres 1931 hrrzustellrn. Also entschiedenste
Fortführung der Sparpolitik !

Die Regierungserklärung , die wir gestern an dieser
Stelle im Wortlaut abdruckten , und deren Lektüre wir
nachdrücklichst empfehlen können , gibt im einzelnen sehr
dankenswerte Aufschlüsse über die Situation unseres Lan¬
des. Immer wieder handelt es sich dabei um das Finan¬
zielle. Und so steht eigentlich jeder Satz der Regierungs¬
erklärung im engsten Zusammenhang mit der eben be¬
sprochenen Sparpolitik . Von besonderer Bedeutung ist
die Erklärung , daß sich die Regierung wegen der Gewäh¬
rung von Reichsmitteln für die Universität Heidelberg
an die Reichsregierung wenden werde, da unsere Univer¬
sitäten vorzugsweise von Nichtba -denern besucht werden,
und da der durch die neue Grenzziehung verursachte
Rückgang der badischen Einnahmen vom ganzen Volke,
nicht bloß von Baden, zu vertreten ist. Das Reich wird
also darum ersucht werden, in irgend einer Form die
Universität Heidelberg zu betreuen. Das Land Baben
kann dann der Universität Freiburg und der Technischen
Hochschule Karlsruhe eine um so größere Fürsorge zu-
wenden.

Was nun die Tätigkeit des Landtags anlangt , so be¬
tont das Kabinett in seiner Erklärung , daß man unmög¬
lich das ganze Spargutachten im einzelnen durchberaten
könne ; dazu würden Monate erforderlich sein . Deshalb
könne es sich nur darum handeln , daß das Parlament
grundsätzlich zu den wichtigsten Fragen Stellung nimmt
und im übrigen der Regierung das Vertrauen schentt,
daß sie nach bestem Wissen und Gewissen handeln werde .

Von besonderer politischen Bedeutung ist die Erklä¬
rung der Regierung , daß sie eine staatliche Subventions¬
politik zugunsten privattvirtschastlicher Betriebe ablehnr.
Erfreulicherweise haben indessen Vorstellungen bei der
Reichsbahn, daß trotz der besonders schwierigen Lage
Badens unsere Industrie und unser Handwerk von ihr
nicht genügend berücksichtigt werd.e , in letzter Zeit zu
einigen Erfolgen geführt. Bekanntlich ist das ein schlim¬
mes Kapitell Wie immer wieder durch genaue statistische
Berechnungen festgestellt werden mußte, wandert ein ver¬
hältnismäßig viel zu großer Teil der Reichsausträge
nach Preußen , nach dem Norden. Und der Süden hat
das Nachsehen.

Im ersten Teil der Regierungserklärung stellt sich das
badische Kabinett hinter die Außenpolitik der Reichsregre -
rung . Es begrüßt besonders das Bestreben, durch per¬
sönliche Fühlungnahme mit den Staatsmännern anderer
Länder gegenseitiges Vertrauen , aber auch Verständnis
für die besondere Lage Deutschlands zu erwecken.

Die Regierungserklärung ist außerordentlich ernst ge¬
halten . Sie verschlveigt dem Landtag und der 'badischen
Bevölkerung nichts . Sie macht sich nirgends der Schön¬

färberei schuldig. Aber sie huldigt auch nicht einer Sti « .
mnng der Verzweiflung. Sie geht vielmehr von der Er.
kenntnis aus , daß keine Schwierigkeit unüberwindbar ist,
wo ein fester und tatkräftiger Wille am Werke ist und fi ,
meistert. Man darf gewiß der Hoffnung Ausdruck geben,
daß der Landtag die Haltung der Regierung würdigen
und das Kabinett in seiner schweren und verantwortungs¬
vollen Arbeit unterstützen wird.

sres dev errsMthen rregkvung
Zu Beginn der UntrrhauSsitzunz wurde eine königliche Bot¬

schaft verlesen, in der es heißt : Nach Auffassung der Mini -
ster Sr . Majestät macht es die gegenwärtige Lage der Finan¬
zen des Landes notwendig, zusätzliche Steuern zu erheben
und Abstriche an den Ausgaben vorzunehmen. Se . Majestät
unterbreiret die Frage seinem treuen Unterhause zur Prü -
fung und hofft, daß dieses die entsprechenden Maßnahmen
beschließen werde. Darauf hielt Macdonald eine Rede , worin
er betonte, daß niemals während des ganzen Verlaufs der
von Snowden und ihm mit Zustimmung und Kenntnis der
Regierung geführten Verhandlungen die Banken sich in poli¬
tische Vorschläge eingemischt hätten . Sie hätten sich lediglich
darauf beschränkt , der Regierung sachverständigen Rat zu er¬
teilen . Als der Premierminister sich für Sparmaßnahmen in
allen Volksschichten einsetzte , wurde er mit der Frage unter¬
brochen , wie es mit ihm selbst stünde. Seine Antwort darauf
lautete : Ich werde eine Reduzierung von 1006 Pfund zu tra¬
gen haben.

Nachdem der Premierminister geendet hatte , erhob sich so¬
fort der Führer der Opposition, Henderson» und führte u . a.
aus : Zwei Sparmaßnahmen könne die Opposition nichts Bil¬
ligen : Eine Einmischung in die Wirksamkeit der sozialen
Dienste und eine Herabsetzung des Lebensstandards durch Be-
schnerdung der Arbeitslosenbezüge.

Zum allgemeinen Erstaunen sprachen nach Henderson nicht
etwa Balowin oder L>amuel , sondern es erhob sich
Churchill, der gleich zu Anfang seiner R?de mit seinem be¬
kannten Humor in die durch die aggressive Rede HenderbrnS
geschaffene gereizte Atmosphäre des Hauses eine leichtere Note
trug . Churchills Rede war dadurch bemerkenswert , daß sie
nachdrücklich für baldige Neuwahlen eintrat . Später sprachen
dann noch Balhwin und das Mitglied der Unabhängigen Ar¬
beiterpartei , Maxton , dessen Rede außerordentlich scharf ge¬
halten war , und der Führer der Neuen Partei , Mosley , der
die von der Regierung geplanten Maßnahmen für ungenü¬
gend hielt.

Die Abstimmung im Unterhaus ergab dann 309 Stimmen
für den Regierungsantrag und 250 dagegen Das Unterhaus
hat dadurch mit einer Mehrheit von 59 Stimmen der Regie¬
rung das vertrauen bezeugt .

S»z1«ld« nokratte für Verständigung
mit Frankreich

In der Sitzung der Reichstagsfraktion der SPD . wurde
u . a . eine Außenpolitik verlangt , in deren Mittelpunkt di«
deutsch -französisch « Verständigung auf wirtschaftlichem und
politischem Gebiete stehen müsie. Ferner werden in der Ent¬
schließung weiter u . a. ein Amt ' für Bankpolitik, Druck auß
die Kartellpreise, Senkung der Produktionskosten für die
bäuerlich« Veredelungswirtschaft, Verbilligung der wichtigsten
Nahrungsmittel , Gesetzesmaßnahmen zur Durchführung der
40-Stundsn -Woche, Herabsetzung der hohe« Pensionen nutz
Gehälter in öffentlichen und privaten Verwaltungen , sowie
rücksichtsloser Kampf gegen den Faschismus und seiner Hel¬
fershelfer gefordert.

Thüringen heb» das Wirtschaftsministerium auf. Wie zu¬
verlässig verlautet , wird das thüringische Wirtschaftsministe¬
rium auf Grund der dem Lande erteilten Rotverordnungsbe¬
fugnis in absehbarer Zeit aufgehoben werden.

Zeitungsverbot . Der Oberpräsident der Provinz Sachsen hat
die in Magdeburg erscheinende nationalsozialistische Wochen ,
schrift „Der Deutsche Vorwärts " wegen Verächtlichmachungdes Polizeipräsidenten auf einen Monat verboten.

XMbM urrd Llusblttk
auf die Sperrrrsvlrlrett des
Vadifche« LarrdestheaievS

Die heute beginnende Saison wird auch hier im Zeichen deS
schwersten finanziellen Druckes einsetzen, der jemals auf dem
deutschen Operntheater lastete. Überall sieht man mit einem
gewissen Schüttelfrost der Angst diesem Theaterwinter ent¬
gegen , denn das Bleigewicht der Zeit hemmt jede Unterneh¬
mungslust und der unumgängliche Schrumpfungsprozeß er¬
zwingt erneut rigorose Abbaumahnahmen und unbestimmtbleibt trotz allen weiteingreifenden Opfern , welche eine Tanie -
rungskrise zweifellos fordert , ob diese überhaupt noch gelingenkann. Dringend ist allerdings bei dem bevorstehenden Run auf
die Position des deutschen Kulturtheaters den verantwortlichenLeitern zu raten , rechtzeitig und nach jeder Richtung hin die
notwendigen Schritte genau vorauszukalkulicren ; urrd nichtswäre falscher , als sich jetzt in einem plötzlichen Berzweiflüngs -
rausch in die Toga des Märtyrers zu hüllen und statt kluger
Vorbeugungsmaßregcln die Dinge einfach der Katastrophe zu -
trciben zu lassen .

Soweit scheint es denn doch nicht zu sein , wenn schon die
Hoffnung, das kostbarste und billigste Privileg der menschlichenKreatur , diesmal äußerst gering ist und gleich in dem nahenanormalen Herbst weitere unerwartete Ereignisse, welche die
Situation wieder vollkommen ändern , eintreten können. Viel
steht also auf dem Spiel , das muß die Berliner Genossen¬
schaftsleitung der Künstler, die einen den veränderten Ver¬
hältnissen einigermaßen angepatzten Tarifvertrag unter Dachund Fach zu bringen sich bemüht, ebensogut einsehen, wie es
auch der neue Leiter des Bühnenvereins , «De Leers , der mit
ihr verhandelt, sicherlich weiß. Darüber muß sich aber auch das
Badische Landestheater im Klaren sein , und es darf sich nicht
nur die Frage vorlegen, wie es etwa bei der voraussichtlichen
Verminderung der Einnahmen eine Konsolidierung seines
Kunstetats , der bekanntlich ohnehin eine schroffe Verkürzung
erfahren hat, erreicht, sondern seine zwingendste Aufgabe ist,
nunmehr in erster Linie seine künstlerische Existenznotwendig-
keit überhaupt nachzuweisen .

Bei einem überblick auf das in der letztjährige« Oper»-
Spielzeit Geleistete , kann das nämlich nicht ohne weiteres ge¬
sagt werden, obwohl ay Hand der Statistik 40 verschiedene
Opernwerke herauszubringen immerhin ein ansehnliches Jah¬
respensum darstellen mag. Aber rS fehlte an einer kräftig
anregrndrn Initiative fawahl bei brr Aufnahme neuerer Oper »
in den Spielplan» wie bei der wirksamen Neugestaltung v»«
älterer Literatur . Da diese nun einmal das Rückgrat deS
Rcpcrtoirs bildet, muß eine ganz besonders sorgfältige Vor¬

bereitung unbedingt verlangt werden im szenischen Aufwand
ebenso wie in einer eigenständig überzeugenden Regieführung »vor allem jedoch beim musikalischen und solistischen Teil . Da »
war leider nicht jedesmal der Fall , und wenn man dann statt
der erwarteten Verstärkung des Publikumsbesuches eher über
Publikumsschwund zu klagen hatte , so sollte das der Leitung
für die Zukunft eine Warnung sein. Denn man weiß gottlob»
daß wir. zur . Zeit in Karlsruhe kein lückenhaftes Ensemble be¬
sitzen, und man schätzt die einzelnen Kräfte viel zu hoch ein,
um ihnen Flüchtigkeiten zu verzeihen. Auch kann der Außen¬
stehende zuweilen kaum einsehen, warum einig? Solisten gtiir
weilig ganz übermäßig beansprucht werden, während andere
für längere Perioden oft vollständig Icchmgelegt scheinen . Zwei¬
fellos find da mitunter Fehler der Organisation unterlaufen ,
welche die Opernleitung zunächst selbst zu beseitigen , oder abso¬
lut zu vermeiden hat , wofern es ihr ernsthafter Wille ist, alle
zur Verfügung stehenden Kräfte zu bester Geltung und Ent¬
faltung zu bringen , aber nicht bloß einige wenige stimmgeseg¬
nete Favoriten zu fördern . Daraus resultieren zudem Schwach¬
heiten des Opernbetriebs , die wir uns heute nicht mehr erlau¬
ben dürfen , weil sie letzten Endes auch die Zugkraft schädigen
und zu einer Repertoiregestaltung führen , die für Wochen , ja
für Monate recht eintönig zu nennen ist.

Aber die Anzieh ««gskraft de» Theaters urrd somit speziel.
der Oper , hängt eben doch von möglichster Abwechslung aft
und deshalb find wir auch betreffs der Auswahl neuerer
Werke der Meinung , Karlsruhe dürfe hier nicht hinter man¬
chem kleineren Stadttheater zurückstehen . Wir erlebten im letz¬
ten Jahr überhaupt keine Uraufführung , und was als Erst¬
aufführung kam , war entweder spät eintrefsend oder nicht
lange vorhaltend. Wenn ich davon z . B. Kreneks „Leben deS
Orest" , dqs es trotzdem zu 5 Auftührungen brachte, noch ein¬
mal besonders erwähne, so geschieht eS , weil in diesem Fall
die Theaterleitung es überdies merkwürdigerweise an lebhaf¬
terer Propaganda fehlen ließ ; man hatte nachgerade den Ein¬
druck, sie schäme sich fast der dafür eingesetzten Arbeit . Kein
Wunder , daß ich mehrfach sonst kunstinteressierte Leute beob¬
achten konnte , die über das Gebotene um so erstaunter waren
und anderen den Besuch anrieten , nachdem eS freilich vergeben»
war . Denn inzwischen war die Novität längst abgesetzt . So geht
es natürlich nicht weiter mit Neuerscheinungen am Opern¬
markt, sondern man muß im Gegenteil fordern , daß da »
Theater , wenn es schon ein modernes Werk annimmt , auch
dafür mutig eintritt und nicht seinerseits indirekt den Aber¬
glauben stützt, es sei eben mit „Neutönern " in Karlsruhe kein
Geschäft zu machen . Ja , der lebhaftere Wind, den man im
Inge der Opernfolge arg vermißt , wird sich nur mittelst ener¬
gischer Förderung dessen einstellen, was die Gegenwart hervor¬
bringt . Allerdings gehört anMichts einer nicht zu leugnende« >

n



Amtltibev Teil
Die Entwicklung - es Arbeitsmarktes
im Bezirk des Lan,csarbeitsamts Südwestdeutschland

in der Zeit vom 16. dis 31 . August 1931

Der südwestdeutsche Arbeitsmarkt zeigte in der Berichtszeit
' zwar eine weiter rückläufige Bewegung ; diese hielt sich aber
' in ziemlich engen Grenzen . Die Zahl der am Monatsende

verfügbaren Arbeitsuchenden - erhöhte sich nämlich nur um 4597

oder 2,1 Prozent — von 215 289 auf 219 886 — d. h. nur
etwa in dem gleichen Ausmaß wie im letzten Jchr ; dabei ist
allerdings zu beachten , daß die Zahl der Arbeitsuchenden Ende

5 - August 1930 erst 150 000 betrug. Die Belastung der versiche»
- rvngsmäßigrn Arbeitslosenunterstützung war durch eine Zu¬
nahme von 4694 Personen stärker als in der . ersten August-

Hälfte . Die Belastung der Krisenunterstützung war bei einer

Zunahme von 1884 Personen relativ nicht so stark . Der Stand
der unterstützten Arbeitslosen war nach der Statistik der Ar-
heitsämter am 31 . August folgender:

In der versicherungsmäßigen Arbeitslosenunterstützung
7163V Personen (57 394 Diänner, 14 236 Frauen ) ,

in der Krisenunterstützung
48 25V Personen <41 977 Männer , 6273 Frauen ) .

Die Gesamtzahl oer Unterstützten stieg um 8578 Personen
(vom 16i bis 31 . August 1930 nm 3951 ) oder um 5,8 v . H . von

■ 113 302 Personen (94 109 Männer , 19193 Frauen ) auf
‘ 119880 Personen (99 371 Männer , 29 509 Frauen ) ,

davon kamen auf Württemberg 49 582, gegen 46 544, und auf
Baden 70 298, gegen 66 758 am 15. August 1931 . Am 31.
August 1930 warert 92 561 Unterstützte vorhanden ; im Gesamt¬
bezirk des Landesarbeitsamts Südwestdeutschland kamen am
81 . August 1931 auf 1000 Einwohner 23,8 Hauptunterstüt -

zungsempfänger in der Arbeitslosenversicherung und Krisen-

sürsorge , gegen 18,4 zur gleichen Zeit des Vorjahres .
Ober die Entwicklung in den einzelnen Berufsgruppen ist

folgendes zu berichten :
Durch die schlechte Witterung war in der Landwirtschaft die

Nachfrage nach Hilfskräften für die Ernte sehr gering, zum
Teil wurden sogar Entlassungen vorgenommen. Bei der

Hopfenernte konnte eine Anzahl Hilfskräfte vorübergehend
(Arbeit finden. Für die Hackfruchternte liegen bis jetzt nur
vereinzelte Anforderungen vor. Der Bedarf an Dauerpersonal
Hielt sich in sehr engen Grenzen . In der Gärtnerei und Forst¬
wirtschaft wurden in einigen Bezirken in geringem Umfang
Arbeitskräfte freigesetzt .

Die Lage der Industrie der Steine und Erden hat sich durch
Has Darniederliegen des Baugewerbes weiter verschlechtert .
/Die Beschäftigungsmüglichkeiten, die sich in einigen wenigen
Meinbruchbetrieben aus Schotterlieferungen für die Reichs-
/bahn ergaben , vermochten einen Ausgleich dafür nicht zu
Waffen . Es wird vielmehr nach den vorliegenden zahlreichen
Millegungsanzeigen für di« nächste Zeit mit sehr starken Zu -

,gängen in dieser Berufsgruppe zu rechnen sein .
' • Die Zunahme der Arbeitsuchenden in der metallverarbei¬

tenden - und Maschinenindustrie ist zahlenmäßig zwar geringer
Äs - in der ersten Augusthälfte. Dennoch hat sich die Arbeits -
lmarktlage weder in den Fabrik- noch in den handwerklichen
Betrieben gebessert . Die Kurzarbeit ist noch immer . nicht zu-

,rückgegangen , Anzeigen über bevorstehende völlige, oder teil¬
weise Betriebsstillegungen , durch die über 1500 Arbeiter be¬
troffen werden-, liegen aus der Maschinen-, Apparatebau -,
steinmechanischen- und Fahrzeugindustrie vor. In der Uhren-

sindustrie ist die Lage uneinheitlich, ein Teil der Betriebe
Keilt Leute ein-; ein anderer nahm Eütlastungen vor . . Der

cheschäftigungsstand der Gmünder Schmuckwarenindustrie hat
sich verschlechtert , der der Pforzheimer dagegen leicht gebessert .
/ In der Chemischen Industrie hat eine Zündholz- und
Wichsefabrik im Heidelberger Bezirk ihren .Betrieb mit 90 Ar-

Leitern geschlossen. Eine Gelatinesabrik , die rund 100 Leutes
b̂eschäftigt , hat die bevorstehende Stillegung äugezeigt. Im
.übrigen ist die Lage in diesem Industriezweig unverändert ,

In der Textilindustrie war teilweise der Beschäftigungs-

.and befriedigend, z . B . in der Baumwoll - und Kammgarn -

pinnerei und in der Kunstseidenfabrikation . In der württem -
^ergischen Trikotagenindustrie wurden die fürsorglich ange¬
zeigten Stillegungen nicht durchgeführt, sondern nur Einzel -

ientlässungen vortzenommen; einige Betriebe gingen auch zur
-Kurzarbeit über . In der Strickwarenindustrie und in der

.Weberei sind Anzeichen eines Abgleitens des Beschäftigungs¬
grades festzustellen .

Die Papierindustrie ist im allgemeinen noch befriedigend
beschäftigt . Eine Papierfabrik konnte sogar von der verkürz¬
ten zur vollen Arbeitszeit übergehen . Die Kartonagenindu -
ftrie dagegen hat teilweise ihre Belegschaften vermindert oder
'Kurzarbeit eingeführt . Im Ravensburger Bezirk ist eine
-.Cellulosefabrik stillgelegt worden, wodurch 150 Arbeitnehmer
'arbeitslos wurden.

Die Leder- und Kofferindustrie entließ eine Anzahl Arbcits -

.krüfte . Eine Lederfabrik im Weinheimer Bezirk, die 150 Leute
-beschäftigt , ging zur Kurzarbeit über . In der Linoleumin -
'dustrie haben die Deutschen Linoleumwerke A .-G . , die Arbeits¬
zeit auf fünf Tage herabgesetzt . In der Gummiindustrie sind
'Entlassungen vorgenommen und weitere angekündigt worden.

Die schlechte Lage des Baumarktes hat sich auch auf das
Holz- und Schnitzstvffgewerbe ausgewirkt . Die Bauschreinerei
siegt fast ganz darnieder . Auch der Beschäftigungsstand der
-Möbelindustrie, die durch die Angstkäufe eine gewisse Belebung
erfahren hatte , beginnt abzubröckeln. Sehr ungünstig ist die
Arbeitsmarktlage der Sägewerksindustrie der Bürsteaindustrie ,
bei der in erweitertem Umfange Kurzarbeit durchgeführt wurde,
und der Zigarrenkistenindustrie , die durch die Lage der Zig .rr -

renindustrie in Mitleidenschaft gezogen ist. Die Saison in
der Spankorbfabrikation geht ihrem Ende entgegen, so daß
hier in nächster Zeit umfangreiche Kündigungen zu erwarten
sind. Infolge der guten Obsternte waren jüngere Küfer ge-
suM; die Nachfrage konnte gleich befriedigt werden.

Mit einem um über 700 Personen höheren Stand an Ar¬
beitsuchenden gegenüber Mitte August gehört das Rahruugs -

und Veuutzwittelzewerb« zu den Berussgruppen , dse den
stärksten Zugang haben. D >e Absatzstockung in der Zig .irren -
und Stumpenfabrikation , infolge deren in der Berichtszeit
über 600 meist weibliche Arbeitnehmer entlasten Wörden find ,
dürfte hierzu vor allem beigetragen haben. Die Betriebe der
Tabakindustrie gehen in verstärktem Ausmaße zur Kurzar¬
beit über ; so werden zur Zeit im Heidelberger Bezirk allein
2500 Kurzarbeiter aus der Tabak- und Zigarrenindustrie ge¬
zählt. Auch von der Zigarettenindustrie wurden Arbeitskräfte
freigesetzt. Die Saison in der Kvnservenindustrie geht ihrem
Ende entgegen, vereinzelte Entlassungen deuten darauf hin.

Im Bekleidungsgewerbe ließ der Beschäftigungsstand der
Konfektionsschneidereinach . Die Lage der handwerklichenBe¬
triebe ist zum größten Teil ungünstig. Die Schuhindustrie
bietet kein einheitliches Bild ; während aus der einen Seite
der größte Betrieb , der 5000 Arbeiter beschäftigt , für den
größten Teil seiner Belegschaft zur Vollarbeit überging und
einige weitere Betriebe sogar Rückrufe Vornahmen , wurden
auf der anderen Seite von einigen Schuhfabriken Entlas¬
sungen gemeldet. -

Das Friseurgewerbe sucht vereinzelt jüngere , tüchtige
Kräfte . In der Hauptsache blieb die Vermittlung aber auf
Aushilfen beschränkt .

Im Baugewerbe hat sich die Lage weiter verschärft, wenn
auch nicht mehr in demselben Umfang wie in der ersten Au¬
gusthälfte. Die noch in Arbeit stehenden Baufach- und Hilfs¬
arbeiter sind fast ausschließlich bei Hach- und Tiefbauten der
öffentlichen Hand beschäftigt . Die private Bautätigkeit ist
nahezu ganz zum Erliegen gekommen .

Die ungemein gedrückte Lage des Vervielfältigungsgewer¬
bes läßt noch keine Aussicht auf Besserung erkennen.

Die ungünstige Witterung hat sich im Gast- und Schnnk -
wirtschastsgewerbe, vor allem, auf . das Vermittlungsergebnis
in den Städten sehr ungünstig ausgewirkt , da hier die sonst
zahlreichen Einstellungen bei Gartengroßlokalen , Strand¬
bädern usw . in Fortfall kamen . Dagegen kann die Saison
und der Beschäftigungsgrad in den Kurorten des badischen
und württembergischen Schwarzwaldes noch als gut bezeichnet
werden. In Baden -Baden brächte die große Rennwoche eine
starke Belebung . Weniger günstig war im allgemeinen die
Lage der Kurorte im Bodenseegebiet. - Die verhältnismäßig
hohe Zahl der Arbeitsuchenden erklärt sich daraus , daß die
noch in Sommersaisaristellen befindlichen Arbeitnehmer be¬
reits ihre Bewerbungen für die Wintersaisonstellen eingereicht
haben .
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Im Berkehrsgrwrrbe konnte wieder eine sehr große Anzahl
Vermittlungen zu den zusätzlichen Arbeiten der Deutschen
Reichsbahngesellschaft getätigt werden, die zum größten . Teil
aber Angehörigen anderer Berufsgruppen zugut kamen . Die
übrigen Zweige dieser Berufsgruppe zeigen keine Aufnahme¬
fähigkeit, nur zum Umschlagverkehr im Kehler Hafen konnten
einige Leute vermittelt werden.

In der Berufsgruppe „Häusliche Dienste" überstieg das
Angebot bei weitem die Nachfrage. Auch gute Kräfte sind
infolge der vielfach vorgenommenen Einschränkungen an
Hauspersonal nur schwer unterzubringen . Der Zustrom von
nicht perfekten Kräften , vor 'allem solchen, die früher in Fa¬
briken beschäftigt waren und dort keine Arbeit mehr finden
können, halt ununterbrochen a» .

Die Berufsgruppe Lohnarbeiter wechselnder Art wies mit
einer Zunahme von 1139 Arbeitsuchenden • die ungünstigste
Entwicklung auf , obwohl gerade auch aus ihr zahlreiche Ar¬
beitsuchende zu den zusätzlichen Arbeiten der Deurschen
Reichsbahngesellschaft vermittelt werden konnten.

In den Angestellten-Berufen ist -die Zahl der weiblichen
Arbeitsuchenden dadurch zurückgegange » , daß in Pforzheim
150 Verkäuferinnen - durch die Reurröffnüng eines Waren¬
hauses und durch die Erweiterung eines anderen Waren¬
hauses eingestellt werden. Fm übrigen ist aber die Lage in
den Angestellten-Berufen nach wie vor ungünstig.

Konsularische Vertretung
der Republik El Salvador

Der zum Generalkonsul von El Salvador in Hamburg er¬
nannte De Frederico Hudice ist zur Ausübung konsularischer
-Amtshandlungen in Baden zugclassen worden.

Überproduktion von Minderwertigem ein sicherer Instinkt dazu,
das Gute herauszufinden .

Gleichwohl gibt der Verlauf der letzten Spielzeit , auch wenn
wir einige Schäden aufdecken zu müssen vermeinten , begrün¬
deten Anlaß, vorläufig wenigstens allerlei Krisrnpvpanze zu
verscheuchen und dem Beginn der neuen Spielzeit mit einem
Vertrauen entgegenzusehrn . Denn die Ankündigungen sind
zwar mehr vorsichtig als vielversprechend, aber sofern die bis¬
her verzeichneten Werke aus dem Gebiet der Oper , der Ope¬
rette, des Balletts und des Singspiels alle in liebevoller Ein¬
studierung herauskommen, dann wird das Publikum sein
Theater bestimmt nicht im Stich lassen . Rachdrücklichft wieder¬
holen wir jedoch, daß wir den festen Glauben nur an ein gutes
Theater und an eine vorbildlich geführte Oper haben und der

Überzeugung sind , nur dies vermöchte uns aus der lähmenden
Desizitnot und vor völligem Verfall retten . Deshalb laßt uns
hoffen , daß ein Erfolg sich einstellx , und zugleich unentwegt
arbeiten, auf daß er schließlich nicht in Pianissimo -Effekte zer-
flattere . Und nun kann das Spiel beginnen ! H . Sch.

Badischer Teil
Ba- rsrbev Landtag

(54. Sitzung)
DZ . Karlsruhe , 8 . September .

Im Fortgang der Beratungen am Dienstagvormittag führt
Abg . Reinbold (Sozdem.)

- aus , die Regierungserklärung
zeige die Verbundenheit von Reich, Ländern und Gemeinden.
Die deutsche Not sei mit ein Teilergebnis der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung. Das deutsche Volk müsse von den un¬
sinnigen, jeder Vernunft widersprechenden Kriegslasten be¬
freit werden. Das sei Allgemeinerkenntnis aller Parteien .
Den Weg der Katastrophenpolitiker von rechts und links leh¬
nen wir ab . (Lebhafte Zwischenrufe der Kommunisten und der
Nationalsozialisten . Große Unruhe im Hause.) In der
innerdeutschen Politik, so fährt der Redner fort, stehen wir
im schärfsten Gegensatz zur jetzigen Reichspolitik . (Er wird
bei den diesbezüglichen . Ausführungen von den Kommunisten
und Nationalsozialisten wiederholt durch heftige Zwischenrufe
unterbrochen, so daß Präsident Dussnrr mit schärfster Anwen¬
dung der Geschäftsordnung droht.)

Die Notverordirung der badischen Regierung sei die ganz
selbstverständliche Folgeerscheinungder Reichspolitik . Die So¬
zialdemokraten sind der Auffassung, daß in Baden von der
erteilten Diktaturvollmacht der Reichsregierung kein Gebrauch
in größerem Umfange gemacht werden soll. Es scheinen Sie
Möglichkeiten gegeben , auch in beschließender Form die not¬
wendigen Maßnahmen für Baden zu treffen , ohne daß die
völlige Ausschaltung des Landtages erfolgt. Den Beamten ,
die in so starke Erregung durch die Notverordnung geraten
seien , müsse eines klar sein : Ein Zusammenbruch des Staats¬
haushalts hätte zur Folge, daß den Beamten überhaupt kein
Gehalt mehr bezahlt werden könnte .

Der Redner fährt fort, daß eine weitere Ausgleichung der
Härten bezüglich der außerplanmäßigen Beamten Platz grei¬
fen müsse , wenn die Notzeit überwunden sei. Viel schwerer
als die Reduzierung der Beamtengehälter falle den Sozial¬
demokraten die Zustimmung zur Erhebung eines Schulbei¬
trages von den Gemeinden. Die Gemeinden seien schließ¬
lich der Faktor, der am schwersten durch die ungeheuere Krise
zu leiden habe . Unerläßlich sei , daß ein möglichst gutes Ver¬
hältnis zwischen den Gemeinden und der badischen Regierung
wieder hergestellt wird. Die Fraktion fordert größtmöglichste
Hilfe für die Gemeinden auch auf dem Wege der Einwirkung
auf die Reichsregierung.

Im Zusammenhang mit der regierungsseitig abgelehnten
Subventionspolitik greift der Redner scharf die rustische Wirt¬
schaftspolitik an , die zu einem Lohndruck für die Arbeiterschaft
der Welt führe. (Die Kommunisten protestieren heftig. Die

:

\ !

Abgeordneten Lechleiter, Klaosmann und Bock erhalten Ord«
nungsrufe .s

Zur Frage des Schulwesens erklärt der Redner, daß e»
wirklich finanziell nicht tragbar für das badische Volk sei»
drei Hochschulen aus eigenen Mitteln aufrechtzuerhalten. Wir
wünsche » den Bemühungen der Regierung um die Heidelberger
Universität vollen Erfolg . Was aber dann , wenn das Reich
eine Mithilfe auf diesem Gebiete versagt? Dann wird nichts
anderes übrig bleiben, als durch andere Maßnahmen die
großen Ausgaben für die Universität auf ein erträgliches Maß
zu senken .

Der Redner kommt schließlich zur Regierungserweiterung zu
sprechen und bedauert das Fernbleiben der Demokraten.

Abg . vr . Waldeck (D - Bpt.) ist der Meinung , daß heute Par -
lamentsreden alten Stils von der Bevölkerung mit einer er¬
heblichen Skepsis ausgenommen würden.

Man müsse mit nüchternem Verstand Stellung nehmen , und
dürfe sich nicht bei Dingen aufhalten , die im Augenblick über¬
holt sind . Aus dem Eintritt in die Regierung wvllte die
Deutsche Polkspartei keinen parteipolitischen Nutzen ziehen .
Auch war es nicht Ehrgeiz einzelner Mitglieder , der dazu
trieb . Entscheidend war die Not der Zeit. Mit dem Eintritt
in die Koalitionsregierung gebe die Partei nichts auf von
ihrer weltanschaulichen Grundeinstellung . Insbesondere
bleibe die scharfe Trennung zur Sozialdemokratie bestehen .

Die Regierungserklärung findet der Redner außerordent¬
lich weitschjchtig . Das langwierige System des Parlamen -
tarismus habe nicht standgehalten der unvorhergesehenen
wirtschaftlichen - Entwicklung. Das Parlament müsse sich
Selbstbeschränkung auferlegen . Badens Zentralverwaltung
und Schulwesen hält der Redner für außerordentlich kompli¬
ziert . Im Vergleich mit Württemberg gehe man zu weit. Daß
die badische Regierung eine 550 Jahre alte Bildungsstätte , wie
die Heidelberger Universität , schließen würde, sei undenkbar.
Was das Rotgesetz anlangt , so sollten Land und Städte sich
verstehen. Der Überformalismus dürfe nicht entscheidend sein.
Man habe zu wenig das Gemeinsame im Auge . Daß man die
Gehälter kürzen mußte , sei eine bedauerliche Erscheinung. Wir
wünschen, daß die Befristung eingehalten wird. Zur Stellung
der Beamten im Staate bemerkt der Redner, daß der Beamte
den Staat achten müsse . Zum Spargutachten bemerkt Abg.
Or. Waldeck, daß er bezüglich der Gemeinden nicht mit voller
Klarheit in die Dinge hineinzufehen vermochte . Bei aller An¬
erkennung der fleißigen Arbeit des Gutachtens müsse man
doch sagen, daß sein Standpunkt gegenüber den Hochschulen
ein primitiver ist.

Der Redner schließt : Wir leben in der Diktatur der Not,
so daß jetzt nicht viel zu ändern ist. Nur mit nüchterner
Skepsis werden wir die Dinge meistern. Wir wollen den
Glauben an das deutsche Vaterland nicht verlieren.

Abg . Köhler (Nat . - Soz .) sieht in der Regierungserklärung
den Ausdruck des zusammengebrochenen Systems . Die deutsche
Außenpolitik habe sich als falsch erwiesen, der Liberalismus
sei am Absterben. Bei den Verbaydlungen über die Regie¬
rungserweiterung habe sich das Zentrum als der kluge Teil
gezeigt. Zum Notgesetz führt der Redner aus , der Staat sei
in der Sorge um feine Existenz berechtigt , die Bezüge seine»
Diener zu kürzen . . Nur müßten die gebrachten Opfer einen
Sinn haben . Abg. Köhler will Verstaatlichung der Banken
und Beseitigung der Goldwährung .

Gegen 1 Uhr wird die Sitzung abgebrochen . — Fortsetzung
der Aussprache, nachm. 144 Uhr.

*
(55 . Sitzung)

DZ . Karlsruhe , 8. September
In der Rachmittagssitzung ergreift zunächst

Finanzminifter vr Matte «
das Wort , um in längerer Rode

die Notwendigkeit des NvtgrsetzeS
zu begründen . (Die Ausführungen des Ministers veröffent¬
lichen wir an anderer Stelle dieses Blattes .) Die Darlegun¬
gen des Finanzministers werden von den Regierungsparteien
mit lebhaftem Beifall ausgenommen.

Für die Demokraten spricht sodann der Abg . Hvfheinz,
Er erklärt zur Regierungsbildung , seine Partei habe sich irt)
loyaler Opposition befunden und die Freundschaft der frü¬
heren Zweiparteienkoalition nicht stören wollen . An dem"

scheitern der Regierungsverhandlungen von 1929 trügen die
Demokraten keine Schuld. Unsere Absicht war, das liberale '
Bürgertum auf breiter Basis zusammenzufaffen, damit es sich
auch parlamentspolitisch durchsetze. Es war überraschend für
uns , als wir eines Tages erfahren mußten, daß vr . Matte»
ein sehr starkes Drängen nach dem Eintritt in ' die Regierung
zeigte. Wir lehnen jede Verantwortung für den Ausgang
der letzten Regierungsbildung ab, an der wir zu keinem Zeit¬
punkt ein Jntereffe hatten . Herr Freudenberg habe als Ein¬
zelner ohne Auftrag gehandelt. Die Auffassung des Partei¬
führers Dietrich decke sich mit der seinigen (des Redners) . Die
Erweiterung der Regierung habe noch nicht dir Homogenität
der inneren gemeinsamen Überzeugungbewiesen . ZumNotgesetz
führt Redner aus : Wenn es mit den Gehaltskürzungen so
weitergehe, so drängt sich die Frage auf , wann, wie und wo
sie ihr Ende erreichen. Es handle sich hier um eine weit¬
gehende volkswirtschaftliche Angelegenheit. In der Zeit der
Rot mühten die untersten Schichten das Gefühl haben, daß
auch die oberen Opfer bringe» . Es müsse eine generelle'

Senkung der Lebenshaltungskosten durchgeführt werden . Der
Redner verbreitet sich dann über finanz- und kreditpolitische
Fragen . Es müsie gespart werden, nicht um den Wirtschasts -
apparat auszuweiten , sondern um Menschen in Arbeit zu
bringen . Eine Subventionspolitik sei abzulehnen. Aus allem,
was heute gesagt wurde, mühten wir die betrübliche Gewiß¬
heit entnehmen , daß wir einen fortgesetzten quälenden Kampf ‘
um unser Land führen . Die Verhältnisse drängten zum
Einheitsstaat . •

Der Redner nimmt dann zum Rotgesetz kritisch Stellung .
Er ist gegen die Sonderregelung in Baden, besonders , so- *
weit sie den äprozentigen Gehaltsabzug betrifft. Komme vom ,
Reiche eine erneute Kürzung , so wäre die badische im Inter¬
esse der Gleichheit hineinzurechnen. Kraß sei die Behandlung
der außerplanmäßigen Beamten.

Den Gemeinden hätte man mehr entgegenkommen sollen.
Man dürfe ihnen die Klage beim Staatsgerichtshof nicht zum '
Vorwurf machen . Bedauerlich sei die Einführung des Schul-
beitrages . Gemeinde und Staat hätten gemeinsam die
schweren Aufgaben zu meistern. Möge das Freundschafts¬
verhältnis zwischen beiden wieder hergeftellt werden .

Abg . von A« (Wirtschaftspt.) vermißt in der Regierungs¬
erklärung eine Mitteilung über die Ursachen der Regierungs¬
umbildung . Das badische Rotgesetz habe wie eine Bombe ein¬
geschlagen . Er , der Redner, klarymere sich in diesen schweren
Zeiten nicht an Formalitäten . Im ganzen betrachtet , scheint *■
im gegenwärtigen Augenblick ihm die Notverordnung tatsächlich
ein geeignetes Mittel zu sein, um die finanziellen Verhält-
niste bei uns in Ordnung zu bringen. Im Landtag wäre
das Notgesetz sicher nicht in der heutigen Form zustande ge¬
kommen. Parlamente seien nicht in der Lage , rasch zu han¬
deln . Obgleich der Redner große Bedenken gegen einzelne
Bestimmungen hat . kommt er aus rein praktischen Erwägun¬
gen dazu , der Notverordnung persönlich zuzustimmen .

»



Der Meinung ist der Abg . von Au nicht , daß die Repara -
• tionen allein die Ursache unsere- Elende» find. Hinzu komme

die falsche Verwendung des Geldes, wodurch wir in eine Schul-
denwirtschaft gerieten. Das Unrecht der erhöhten Gebäude-

: sondersteuer sollte endlich beseitigt werden.
Abg . Dt Schmitthenner (DNatl .) ift der Auffassung, daß

. der Eintritt der Deutschen Bollspartei in die Regierung nichts
bedeute. Die Regierungserklärung sei eine Enttäuschung für
die , die vom Eintritt der Bollspartei eine Befreiung von den
„roten Ketten" und eine Drehung des Kurses erwarteten .

- Die Deutsche Volkspartei habe sich stumm vor dem herrschenden
System gebeugt. Sie (zur Bollspartei gewendet) haben nicht
Mitzutragen, abzuändern find Sie dal (Stürmische Zurufe .)
Bleiben Sie uns mit der reinen Vernunft vom Leibe. Nicht
Skepsis, sondern Glaube , Leidenschaft und Begeisterung wer¬
den uns vorwärts bringen. Es ist nicht wahr, daß die Welt¬
krise alles verschuldet . Es kommt nur darauf au . wie man
auf die Weltkrise reagiert . Das Primäre ist heute die Na¬
tionalwirtschaft. Nur die Loslösung von der Sozialdemokra¬tie könne die Wendung bringen . Dur Regierungserklärung sei
matt , ohne inneren Glauben gewesen. Nicht miltragen , son¬dern umkehren muffe es heißen. Die vierte Ministerstelle seieine psychologische Torheit . Dem Notgesetz vom 9. Juli könn¬
ten die Deutschnationaken nicht -»stimmen. Die Finanzpoli-tll sei an der « anglnden Voraussicht zusammengebrochen.
(Lebhafte Zwischenrufe. — Große Unruhe im Hause.) Die
Deutschnationaleu hätten im Reich und im Land gewarnt . Sie
müßten der Demokratie das Recht bestreiten, mit dem Mittel
der Notverordnung zu regieren .

Finanzminister Dt Mette» gibt die Erklärung ab, daß die
Regierung zur Zeit nicht in der Lage fei , irgendwelche Ände¬
rungen am Notgesetz vorznnehmen.

Um halb S Uhr wird die Fortsetzung der Aussprache auf
Mittwochvormittag S Uhr vertagt .

★
(SS . Sitzung)

DZ . Karlsruhe , S. September .
Präsident Duffner eröffnet nach S Uhr die Sitzung.

Die allgemeine Aussprache
wird fortgesetzt und es spricht zunächst der Kommunist Abg .
Lechleiter . Er bezeichnet die Regierungserklärung als „Be¬
weis für die Hilf- und Ratlosigkeit des Kapitalismus " . Die
Sozialdemokratie suche das kapitalistische System zu decken ,das völlig versagt habe . Das Rotgesetz werde von den Kom¬
munisten aufs schärfste bekämpft. Der Redner macht dann
längere Ausführungen über die Ruffenaufträge , öfters unter¬
brochen durch Zurufe von sozialdemokratischer Seit «, worauf
die Kommunisten heftig erwidern . Als der Abg . Arnold (Soz .)dem Abg . Klausmann (Komm.) „Streikbrecher" zuruft , kommt
es bei den Kommunisten zu einem Entrüstungssturm . Abg.
Klausmann bezeichnet den Abg . Arnold als „Halunken" und
„elenden Verleumder " . Beide Abgeordneten erhalten Ord¬
nungsrufe .

Der Redner fährt fort, das Spargutachten werde nur neue
Lasten für die breiten Waffen bringen. Er setzt die Hoffnung
auf die proletarische Revolution".

Vizepräsident Dr. Waldeck teilt mit,
"

daß noch
"

acht Reim«
gemeldet seien.

Es folgt zunächst der Bericht de» Abg. Dt Hebe über die
Gesuche der Gemeindebeamten und -angestellten, der höheren
Beamten und des Kath. Lehrerinnenvereins . Er beantragt ,
diese Eingaben als durch die Beschlüffe zum Notgesetz erledigt
zu erklären.

In der Rednerreihe nimmt Abg. Berggütz vom Evang.
Bottsdienst das Wort. Er sagt, viele Bollsgenoffen seien sich
noch nicht bewußt, daß es um Leben und Sterben des deutschen
Volkes geht. Unser Schicksal hänge davon ab, mit welchem
Ernst dieser Existenzkampf geführt wird. Das Vaterland müsse
über der Partei stehen . Statt Einigkett sehen wir aber
nichts als Parteihaß . Man könne der Regierung den Vor¬
wurf nicht ersparen , daß sie sich der Illusion hiugegeben hat.
durch zu viel Rücksichtnahme auf das Ausland Deutschland
helfen zu können. Der Redner fordert zur Bekämpfung der

Arbeitslosigkeit eine großzügige Binneusiedlung , ferner wünscht
er eine durchgreifende BesoldungSresorm, die die unteren
Gruppen schont und die höheren schärfer erfaßt . Er kündeteine Reihe von Borschlägen zum Spargutachten an und er¬klärt. trotz mancher Bedenken die Zustimmung zum Notgesetz.Die Lebensmittelprerse müßten weiter gesenkt werden. Der
Hebel sei beim Zwischenhandel einzusetzen . Der Redner be-
klagt die Verwilderung der Sitten und die mangelnde Reli¬
giosität. - (Fortsetzung folgt.)

El» deutscher Professor i« Elsaß verhaftet. Der Profefforder Geologie. Schmidlin, von der Universität Münster , ist in
Niederhagenlhal im Elsaß verhaftet worden. Schmidlin war
aus der Schweiz gekommen um seinen Bruder , der in Nieder¬
hagenthal Priester ist. zu besuchen . Er wurde über Mül - ,
Hausen nach Colmar transportiert . Schmidlin, der 187S in sLandau geboren ist und seit längerer Zeit in Westfalen .
wohnt, war in den Autonomistenprozeß verwickelt und wurde *

. am 12. Juni 1928 in Abwesenheit zu zehn Jahren Gesäugiiisund 20 Jahren Aufenthaltsverbots verurteilt .
Getreide für Deutschland. Nach Zeitungsmeldungen ans

Washington soll der stellvertretende Vorsitzende des FarmBoard erklärt haben, das Farm Board würde 800000 Tonnen
Winterweizen bei dreijährigem Kredit zu 60 Prozent über
dem augenblicklichen Marktpreis an Deutschland verkaufen.

In Pasing bei München wurden eine Frau Dt Dehn mir
ihren beiden Söhnen und das Dienstmädchen in ihrer Woh¬
nung durch GaS vergiftet tot aufgefunden . Drückende Not¬
lage und zerrüttet « Familienverhältniffe dürften der Grund
zur Dal fern .

- Ein gewaltiger Waldbrand vor den Tckren Athens greif!weiter um sich. Der Brandherd hat ein Gebiet von 20 Kilo¬
meter Länge und 6 Kilometer Breite erfaßt . Das Feuer
schreitet in verschiedenen Richtungen vorwärts . Man befürch¬tet sein Übergteifen auf den Wald von Kiphiffia. in dem sich
zahlreiche Villen befinden. Die- Häuser der gefährdeten Zone
muffen geräumt werden.

Das Unterseeboot „Nautilus " ist nach feiner Polarfahrtunter dem Eis wieder in Long Aear City eingetroffen.

ätt £ dev Landeshauptstadt
Senat - Präsident «. D . Gut 70 Jahre . Am Dienstag voll¬

endete Senatspräsident a . D . Friedrich Gut , fein 70. Lebens¬
jahr . Die fast übergroße Zahl von Ämtern, die er auch heute
noch als Mitglied des Gesamtstiftungsrates der katholischenGemeinde, wie des Stiflungsrates von St . Stephan , des Zen-
tralausschuffes des deutschen Caritasverbandes , des Bundes -
ausschuffes des Bühnenvolksbundes in Berlin und dessen
stellvertretender Vorsitzender in Baden , als Rechtsbeistand der
Eheberatungsstelle des katholischen Frauenbundes Karlsruhe ,
sowie noch als Mitglied zahlreicher Organisationen betreut ,beweist , daß er den Ruhestand, in dem er seit Ende 1926 lebt,nicht fern von Geschäften verlebt, sondern sich überall hilfs -berett betätigt.

Der Tod de- Rattanalsvzialisten Billet vvr Gericht. Am
zweiten VerhandkungStage wurde in der Beweisaufnahmefortgefahren . Ein nationalsozialistischer Zeuge hat bei demTumult auf der Kaiserstraße den Angeklagten Schmalbach zu¬
schlagen sehen . Ein anderer Zeuge hat Schmalbach auf Billet
einschlagen sehen . Selbst als Billet stürzte, fei noch auf ihneingefchlagen worden. Nachher Angabe eines anderen Zeugenist von einem Ajährigen jungen Mann aus Durlach, bestenNamen sich nicht feststellen läßt , auf Billet eingeschlagen wor¬
den . Ein Polizeibeamter hat gesehen , daß Haas und Ecksteinbei der Schlägerei mitgewirkt haben, Dietz und Schmalbach
hat dieser Zeuge ebenfalls gesehen . Abweichend von allen an¬deren Zeugenaussagen , erklärt ein Zeuge, Billet habe zwischenAdler- und Kreuzstraße überhaupt keinen Schlag bekommen.Eine Entlastungszeugin gibt an . Schmalbach wäre ständig in
ihrer Nähe gewesen und hätte mit dem ganzen Borsall nichts
zü tun . Am Mittwochabend dürste das Urteil gesprochen wer¬
den. Gegen Haas und Linder lautet der Strafantrag unter

Versagung mildernder Umstände auf je sechs, gegen Schmok'
bach und Eckstein aus je vier Jahre Zuchthaus, , gegen Di»auf ein Jahr Gefängnis . Es folgten dann di« Platdoyers 2Verteidiger. ^

Badisches Landestheater . Vom Landestheater wird uns ae.schrieben : Mehr als je ist in diesen Tagen das Badische Lan .destheater und sein Schicksal in den Kreis der öffentlichen (gr!örkerungeu gezogen worden. Jedem Mitbürger wird klar ae .worden sein, daß in dieser Notzeit nur äußerste Anstrengungaller eine Hilfe für die Erhaltung unseres wertvollen Knmpinstttuts bedeuten kann. Das Kunstpersonal hat diese An.strengungen schon gemacht durch Verzicht auf große 'Xtshseiner Bezüge ; es wird sie weiter machen durch Höhepunktekünstlerischer Leistungen und durch eindringliche Werbung.An dem Publikum ist es jetzt, durch verständnisvolles undliebevolles Mitgehen, durch eifrigen Besuch das Theater
stützen . Für das Publikum ist das Theater dal Nur wennes ihm wahres Bedürfnis ist. kann das Theater erhaltenwerden. In dem am heutigen Mittwoch, den 9 . September , zurEröffnung der neuer Spielzeit in Szene gehenden neueinstu-dierten Schauspiel „GStz vvn Beriichingen" von Goethe, wirdPaul Rudolf Schulze die Titelrolle spielen. Bon den neu enga¬gierten Mitgliedern stellen sich Dorothee Ehrhardt als Adelheidvon Walldorf und Joachim Ernst als Franz vor. Neu in ihrenAufgaben find sodann die Damen Bertram . Ermarth und Sei-ling, sowie die Herren Brand , Dahlen . Gemmecke . Hierl , Her».Höcker, Hospach, Kloeble, Luther, Müller , Mehner , Prüte ^v . d . Trenck u . a . Die Spielleitung hat Felix Baumbach. Fürdie Bühnenbilder sorgt; Torsten Hecht, für ine kostümliche
Ausstattung Margarete Schellenberg.

Wetterbericht der Badische » Lendeswettrrwarte Karlsruhe
von heute morgen : Durch kräftige Einstrahlung im Laus«des gestrigen Tages erreichten die Höchsttemperaturen in denniederen Lagen einhettlich 16 Grad . Die Lnsttemperaturen
sanken auf 3 bis 5 Grad , während eS auf der Bar wieder¬
um zu nächtlichen Frösten kam . Der hohe Druck ist henke
morgen etwas zurückgedrängk worden, da im Nordopen ein«
Rücksettenstürnna der finnischen Zyklone, im Südwesten das
spanische Ties ihn abzubaue» versuchen . Vorerst wird jedochder hohe Druck «och weiter unsere Witterung bestimmen. Bar-
anssage : Im wesentlichen Fortdauer der bestehenden Witte,
rung .

Wafferstände: Waldshut 368 minus 8. Basel 187 minus 11,Schusterinsel 253 minus 17, Kehl 410 minus 20, Maxau 676
Plus 1, Mannheim 620 plus 17, Caub über 200 Zentimeter .

Kandel nnd DWfAofi
Devisennotierungen der Reichsbank

(Amttich)
9. exttoata

Selb »ritt
7

«t» Stbl
Amsterdam 100 G. 169.66 17C.00
Kopenhagen 100 Kr. imi 112 .73 112.54 112 .74
Italien . . 100 L. — — _
London . . 1 Pfd - — — 20.455 20.495New-Dork . 1 D. — — _ _
Paris - 100 Fr. — — _ —
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling

82.05 82 .21 _
59.17 5929 59.14 5928

Prag . . . . 100 Kr. 124.68 124 .88 — —
Die Zeller Gemeinuützigen « «statten in Ko«k«r». Me Ver¬

handlungen , die von Kirchenrat Specht gegründeten Gemein,
nützigen Anstalten vor wirtschaftlichem Zusammenbruch zu be¬
wahren. sind leider erfolglos geblieben. Da die Unterstützung«^und Beihilfe» für das protestanttfche Liebeswerk stark zurück-!
gegangen sind, die Verpflichtungen aber nicht geringer wurdet^so hat sich die Verwaltung gezwungen gesehen, beim AmtSge- I
richt Schönau den Konkurs anzumelden . >

Eine halbjährige, fast tägliche Benutzung des Buches
in der Praxis hat gezeigt, daß die systematische Ge-
fchloffenheit und Folgerichtigkeit der Gedankengänge
auch den neu in Erscheinung tretenden Fragen des
Badischen VerfaffungSrechtSgegenüber einen Schlüssel
in fast allen Fällen in die Hand gibt.

(Zettfchr - f . Bad . Verwaltung .)

VadifOes
VerßaMmsSrecht

mtt SvlSrtteimnse «
herausgegeben von

Or . Dr . Karl Glöckner
XU , 420 Seiten . Preis jetzt 12,— JM .

Den Behörden und Bibliotheken ist dies« Neu¬
bearbeitung ebenso zu empfehlen wie den polittsch
nnd staatsrechtlich Interessierten .
Ein bad. Beamter schreibt in
der Deutschen Juristenzeitung :

Di« badische Verfassung lag nach dem Umsturz
als erste eines größeren deutschen Lander schon
am 25 . März 1919 vor . Zeitumstände und Be-
schleunigung-der Fertigstellung, besonders aber
die Unmöglichkett der Berücksichtigung der zettlich
nachfolgendenReichSversaffunghaben Zweifel ge»
zeittgi, die eine Erläuterung erfordern. Berfaffer,
als Rinisterialbeamter und Berwaltungsrickster,
Kommentator und Parlamentarier allseitig legtti-
miert, hat sich dieser Aufgabe in mustergültiger
Weise unterzogen. Me historisch und juristisch
relevanten Tatsachen sind vollständig und «n»
bedingt zuverlässig wiedergegeben. Daneben find
die dem Bad . Verfassungsrecht anhaftenden Ei¬
gentümlichkeiten (Verschleierung der Gewalten¬
trennung . schwacheStellung der Regierung gegen¬über dem Landtag , Schwierigkeitder Verfassung«,
ändcruugl eingehend erörtert - Für die Praxis
besonder»wertvollist die erschöpfende Untersuchungder Einwirkung der Reichs Verfassung auf die ein¬
zelnen Bestimmungen der bab. Bersaffuug - Bei¬
gabe des Textes zahlreicher einschlägiger Gesetze— beim Landtagswahlgesetz mit ausführlich«
Kommentierung — ergänzen glücklich da» will ,
kommen «, im Gebrauch bewährte Werk . B-6

VerlagG.Bvmm^ avtsvtthe

Bekanntmachung.
Infolge Stellenwechsels ift der I . Kummkehrbezirk

Karlsruhe -Land neu zu besetzen. Der Bezirk umfaßte
bisher die Gemeinden Mankenloch , Eggensteiu, Linken-
heim, Hochstetten , Liedolsheim, Rußheim , Spöck, Staf¬
fort, Friedrichstal und Graben . Menstsitz ist Graben .
Bewerbungen sind innerhalb 4 Wochen vom Erscheinen
dieser Bekanntmachung ab schriftlich beim Bezirksamt
Karlsruhe einzureicheu; sie müffen die in §8 6 und 7
der Kaminfegerordnung vom 29 . November 1921 be
zeichneten Angaben und Nachweise enthalten . R .620

Karlsruhe , den 28. August 1931 . O --Z. 52
Bad. Bezirksamt Abteilung IV.

DIE

BEILAGEN
DER

KARLSRUHER ZEITUNG
BADISCHER STAATSANZEIGER

Zentralhandelsregister für Baden
Badischer Zentraianzeiger für Beamte
Wissenschaft und Bildung
Badische Kultur und Geschichte
Badische Wohlfahrtsbifctter
Amtliche Berichte des Bad . Landtage
machen sie zu einem viel¬
beachteten Insertionsorgan

Inserieren auch Sie
Sie werden bestimmt zufrieden sein

BIS «. Karlsruhe . Über
da» Vermögen der Firma
I . Derer N»chs„ Inhaber
I . Bahn. Buch- und Kunst¬
handlung in Karlsruhe.
Erbpriuzenftr . 19. wurde
heute vormittag 11 Uhr
Konkurs eröffnet- Konkurs-
Verwalter ist Bücherrevisor
Otto Marx , Karlsruhe,Bad . Handelshof. Konkurs¬
forderungen find bis zum23 . September 1931 beim
Gerichte anznmelden. Ter¬
min zur Wahl eine» Ver¬

walter». eine« Gläubiger¬
ausschusses . zur Eittschlte-
ßung über die in § 132 der
KonkurSordnüng bezeichne-
ten Gegenstände ist am :
Freitag , den2 . Lcktober 1931.
nachmittags 4 Uhr und zur
Prüfung der angemeldeten
Forderungen am : Freiing,
de» ». Oktober 1961, unch-
mittags 4 Uhr, vor dem

Amtsgericht Karlsruhe»
Akademiestraße Nr- 4. m .
Stock, Zimmer 234 . Wer
Gegenstände der KonknrS-

maffe besitzt oder zur Waffe
etwas schuldet , darf nichts
mehr an den Gemeinschnli».
ner leisten . Der Besitz der
Sache und ein Anspruch
auf abgesonderte Befriedi¬
gung daraus ist dem Kon¬
kursverwalter bis 19. Sep¬
tember 1931 anzuzeigen.
Karlsruhe , den 5. Septem¬
ber 1931 . Badisches Amts-
geeicht A 10 Geschäftsstelle.
Bruchsal. « .619
Güterrechtsregistereintrag

Band 111 Seite 238 : Ziesel,
gosef, Elektromonteur in

Senheim nnd Hilda Debelt
in Odenheim. Vertrag vom
19. Juni 1931. Gütertren -
uung nach den §§ 1427 bis
1431 des BGB .
Bruchsal. K.Septem her 1931.

Amtsgericht L

Donnerstag . 10. Sept . 1931
D 1 (DonuerStagmiete)
Th -Gem. L S .-Gr .

Neu einstudiert :

MMWwgMS
tan MI

Komische Oper ton Mozart
Dirigent : Schwarz

Regie : Pruscha
Mittottkend« :

Blank. Esirlsgrolh, Kiefer,
Nentwig, Prüter . Schuster,^ Ictnbui
Anfang 20 Ende geg . 22'/,
Preis« C (0,90—4,90 X4 )

Fr . 11 . 9. Schwengels.
Sa . 12. 9. Undine. So . 13.
9 . Salome . Im Konzert-
Haus: Ständchen bei Nacht .

Ein wichtiges soziale» Gebiet behandelt der

AShrer
durch die

^ rüppeUNrsorse
herausgegebe» ton

^

Prof . Dr. Ritter be » Baege » und Helene Knust
im Einverständnis mtt de« Bad . Ministerium des

Innern . IV. 40 Setten mtt 31 Zeichnungen

Preis 90 3stc

Au» dem Jnhatt : Die medizinische Seite
der Krüppelfürsorge : Die wichttg-
sten Krüppelleiden und ihre Bekämpfung.
Erziehung krüppelhafter Kindeo
Berufsausbildung .
Die soziale Seite der Krüppel »
fürforge . Die gesetzlichen Bestimmungen.
Die Krüppelfürsorge im Rahmen der Reichs»
beslimmuugen. Die Krüppelfürsorge im
Rahmen der badischen Landesbesti» mungen .
Die Mittelbeschaffung. Gerichtliche Ent¬
scheidungen Verzeichnis der Fürsorgestel¬
len. 31 Zeichnungen. B.7

Da » dünne Heftchen ist als Ratgeber für Be»
zirksfürsorgeverbände und Bürgermeisterämter .
Aerzt«, Geistliche und Lehrer. Fürsorgerinnen ,
Gemeindeschwestern und Hebammen, aber auch
allen in der freien Wohlfahrtspflege Tätigen ge¬
dacht und ist als solcher sehr zu empfehlen.

Soziale Arbeit-

verlagG .Bvanrr,^ aelSmrbe
Druck G . Braun , Karlsruhe .
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